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Doppelt geirrt
In seinem Leserbrief prangert Herr
Gruber mit martialischen Bildern
wie der Abrissbirne die getroffenen
Sparmassnahmen durch den Ge-
meinderat an und unterstellt, dass
sich die bürgerlichen Parteien auf
den «armen» günen Stadtrat ein-
geschossen hätten. Da irrt Herr Gru-
ber gleich doppelt.
Erstens muss man sich auf Stadtrat
Altwegg gar nicht einschiessen, die-
se Arbeit nimmt er uns durchaus
gleich selber ab. Zweitens hat die
Mehrheit des Gemeinderates zu
Recht über den Weg einer Budget-
kürzung die Notbremse im Schul-
departement gezogen. Und genau
dies ist die Pflicht der Volksvertre-
tung,KontrolleundAufsichtüberdie
Exekutive. Diese Verantwortung be-
deutet auch, dass bei Fehlentwick-
lungen gehandelt werden muss.
NichtsandereshateineMehrheitdes
Gemeinderates getan.
Das Projekt Wega des Schuldepar-
tementes ist schlicht nicht ausge-
reift, schlechtkommuniziert,beiden
Schulpflegen durchaus umstritten
und droht ebenfalls ein Flop zu wer-
den, wie bereits das gescheiterte
Vorgängerprojekt.
Nicht die Mehrheit des Gemeinde-
rates hat die «konsequente» und
«erfolgreiche» Umsetzung von We-
ga gefährdet, wie dies Herr Gruber
unterstellt. Nein, dies hat die Füh-
rung des Schuldepartements durch
planlosen Aktivismus, eine schlech-
te und intransparente Informati-
onspolitik sowie eine falsche Stoss-
richtung selber zu verantworten.
Wobei die Adjektive «konsequent»
und «erfolgreich» auf Wega sowieso
kaum zutreffen. Markus Reinhard,

Gemeinderat SVP Winterthur

LESERBRIEFE Eine Strafnorm-Erweiterung soll Lesben,
Schwule und Bisexuelle besser schützen
In der Volksabstimmung vom
9. Februar wird unter anderem
über eine Erweiterung der Ras-
sismus-Strafnorm auf Men-
schen mit einer anderen sexu-
ellen Orientierung entschieden.
Welche Auswirkungen ein «Ja»
haben könnte, erklärt Roger
Widtmann, Präsident des Win-
terthurer Lesben-, Schwulen-,
Bisexuellen- und Transgender-
Vereins «wilsch».

Winterthur Es kommt immer wie-
der vor, dass Menschen aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung Hass
und Diskriminierungen ausgesetzt
sind, die teilweise auch in physi-
sche Gewalt münden. Heute kön-
nen Hass und Diskriminierung ge-
gen eine Person oder eine Gruppe
von Personen wegen ihrer Rasse,
Ethnie oder Religion bestraft wer-
den.Mit einemJaam9. Februarwird
dieAnwendungdieserStrafnormauf
Hass und Diskriminierung auf-
grund der sexuellen Orientierung
erweitert.

Was konkret wird sich für Lesben,
Schwule, Bisexuelle und Trans-
menschen (LGBT) ändern, sollte
aus der entsprechenden Abstim-
mung am 9. Februar ein «Ja» re-
sultieren?
Roger Widtmann
(Bild): Lesben,
Schwule und Bise-
xuelle können sich
dann wenigstens ju-
ristisch gegen Hass,
Diffamierungen und Verleumdun-
gen wehren, was jetzt nur sehr
schwer oder gar nicht möglich ist.
Leider beinhaltet die Vorlage nicht
auch die Transmenschen.

Bedeutet es nicht ein Armutszeug-
nis, dass es in der heutigen Zeit
überhaupt eine solche Auswei-
tung der Anti-Rassismus-Straf-
norm braucht?
Wenn, dann ist es ein Armutszeug-
nis, dass es überhaupt eine solche
Anti-Rassismus-Strafnorm braucht.

Es ist aber Tatsache, dass immer
noch Menschen wegen Religion,
Rasse, Geschlecht oder sexueller
Orientierung herabgesetzt, ver-
leumdet oder sogar tätlich ange-
griffen werden. Gerade das Internet
betrachten viele Personen als
rechtsfreien Raum, in welchem Sie
ihrem Hass ohne Rücksicht auf ihre
Opfer freien Lauf lassen können.
Dem sollte dringend Einhalt gebo-
ten werden. Jeder Mensch verdient
Schutz vor solchen Taten.

Ist es nicht einfach eine ganz klei-
ne Minderheit, die wie zuletzt
gleichgeschlechtliche Paare an-
greift und erniedrigt, die sich auch
durch eine angepasste Strafnorm
nicht davon abhalten lässt?
Aus einer Minderheit kann schnell
eine Mehrheit werden. Wir erleben
gerade hautnah, wie täglich Tabus
gebrochen werden. Was gestern
nicht mehr möglich schien, ist heu-
te plötzlich wieder salonfähig. Ras-
sismus und Intoleranz nehmen wie-
der zu. Worten folgen nicht selten
Taten. Wir müssen Zeichen setzen,
wir müssen Grenzen setzen: Bis hier
und nicht weiter!

Wie sehr schürt aus Ihrer Sicht die
Haltung der vorab katholischen
Kirche die Intoleranz gegenüber
Schwulen und Lesben?
Gerade die «Todesstrafe für Schwu-
le»- Aussagen von Bischoff Huon-
der (2015)hattengezeigt,wie schwer
es ist, sich gegen solche Extrem-
aussagen wenigstens juristisch zu
wehren. Mit der erweiterten Anti-
Rassismus-Strafnorm wäre es mög-
lich gewesen, dass wir uns gegen
solche unglaublichen Aussagen
wehren. Die katholische Kirche tut
sich leider immer noch schwer mit
allem,wasnicht in ihrWeltbildpasst.
Aberman kanndas nicht auf die Kir-
chen reduzieren, die rechtspopu-
listische Politik ist da noch viel ge-
fährlicher. Sie schürtHassundAngst
vor allemwas anders, fremd, neu ist,
um Wählerstimmen zu fangen. Das
tut die SVP schon seit Jahrzehnten.
Die Junge SVP und die EDU haben
ja auch das Referendum gegen die
Erweiterung der Anti-Rassismus-
Strafnorm ergriffen.

Was halten Sie von der Argumen-
tation der Vorlage-Gegner, darun-
ter auch Schwule, die den LGBT

keine Sonderrechte einräumen
möchten, da ansonsten erstens ei-
neKlagewelle drohenkönnte, aber
auch andere Randgruppen, wie
Dicke, Alte oder Beeinträchtigte
eine angepasste Strafnorm for-
dern könnten?
Wir reden hier nicht von einem Son-
derrecht. Praktisch jeder in der
Schweiz geniesst den Schutz dieser
Anti-Rasismus-Straform. Geschützt
werden heute Personen vor Hass
oder Diskriminierung wegen ihrer
Rasse, Ethnie oder Religion. Wir
wollen das Gesetz erweitern um die
sexuelle Orientierung. Wir wollen
nur die gleichen Rechte, den glei-
chen Schutz wie alle anderen auch.
Seit der Einführung der Anti-Ras-
sismus-Strafnorm (1995) kamen
jährlich ca. 40 Fälle vorGericht. Zum
Vergleich: Allein im Jahr 2018 wur-
den 18'000 Fälle von häuslicher Ge-
walt verhandelt. Es ist mir rätsel-
haft, wieso die Gegner hier eine Kla-
gewelle befürchten.

Zuletzt war immer wieder von
Übergriffen gegenüber schwulen
Paaren vorab in Zürich zu lesen,
aus Winterthur sind solche Über-
griffe nicht bekannt. Sind die Eu-
lachstädter zeitgemässere, fort-
schrittlichere Menschen?
Auch in Winterthur gibt es solche
Vorfälle. Da aber gewalttätige Über-
griffe auf LGBT-Personen nicht als
solche eindeutig erfasst werden,
fehlt eine genaue Statistik. Deshalb
ist eine weitere Forderung von uns,
dass solche Taten als das erfasst
werden, was sie sind: Hassverbre-
chen gegen LGBT-Menschen.

In Zürich wird am 18.1. mit einer
Kundgebung für ein «Ja» de-
monstriert, weshalb in Winter-
thur nicht?
Es macht Sinn im Kanton Zürich die
Kräfte zu bündeln und gemeinsam
in Zürich zu demonstrieren. Es wer-
den auch viele Winterthurer und
Winterthurerinnen in Zürich de-
monstrieren.

Interview: George Stutz

Die Menschenwürde u.a. gleichgeschlechtlicher Paare soll besser geschützt werden. zVg

Postulat fordert stadtweit einheitliche
Vorbereitung aufs Gymnasium
Jede Schule geht anders vor,
wie sie Begabte auf die
Aufnahmeprüfung ans Gymi
vorbereitet. SP, Grüne, AL, EVP
und FDP wollen dies nun ver-
einheitlichen. Dafür braucht es
gemäss Stadtrat aber Mittel.

Winterthur Noch knapp einen Mo-
nat haben begabte Schüler, die sich
den Gang ans Gymnasium überle-
gen, Zeit, um sich für die Aufnah-
meprüfung anzumelden. Die Frist
läuft am10. Februar ab.Wer die Prü-
fungen imMärz bestehen will, muss
sich entsprechend vorbereiten,
sonst bleibt man chancenlos. Zu
schwierig sind die Prüfungen. Des-
halb hat Gemeinderat Markus Stei-
ner (SP) einen Vorstoss lanciert, der
ein stadtweit einheitliches Angebot
einer qualitativ hochwertigen Prü-
fungsvorbereitung für Kantons- und
Berufsmaturitätsschulen (BMS) an
den hiesigen Schulen fordert und
nächsten Montag im Winterthurer
Gemeinderat behandelt wird. «Die
Schulen sind sehr kreativ in ihren
Angeboten und machen das gut,
aber es ist sehr unterschiedlich, was

sie anbieten. Einheitliche Grund-
lagenwärendarumsinnvoll,weilwir
gleich lange Spiesse wollen», sagt
Steiner. Ihm ginge es auch um
Chancengleichheit. «Nicht alle Fa-
milien können sich teure private
Vorbereitungskurse leisten. Es wäre
schade, wenn solche Kinder verlo-
ren gehen würden.»
Mitgetragen wird das Postulat von
der FraktionGrüne/AL, der EVPund
der FDP. FDP-Gemeinderat Tho-
mas Leemann, der den Vorstoss

mitunterzeichnet hat, begründet die
Unterstützung seiner Partei so: «Uns
von der FDP ist es wichtig, dass alle
die gleichen Chancen haben.»

Umsetzung schon 2013 geplant
Der Stadtrat hat bereits klargestellt,
dass für solche Grundlagen finan-
zielle Mittel nötig sind, wie aus sei-
ner Antwort auf eine Interpellation
von Gemeinderat Marc Wäckerlin
(Piraten) hervorgeht, die sich mit
dem gleichen Thema befasst. «Es

genügt nicht, einfach einheitliche
Standards und ein Qualitätsma-
nagement festzulegen. Wenn keine
Mittel vorhanden sind, mit denen
gearbeitet wird, erübrigen sich
Standards», so der Stadtrat. Postu-
lat-Lancierer Steiner sagt dazu: «Wir
sind uns bewusst, dass es etwas kos-
ten wird, es handelt sich auch um
ein zusätzliches Angebot.»
Wie teuer eine stadtweit einheitli-
che Prüfungsvorbereitung fürs Gy-
mi oder die BMS ungefähr ist, zeigt
der Blick ins städtische Budget 2013.
Damals stellte der Stadtrat 130'000
Franken für die Umsetzung dieses
Vorhabens ein. Der Regierungsrat
hatte damals vor,Grundlagen für die
Prüfungsvorbereitung im Volks-
schulgesetz zu verankern. Doch der
Kantonsrat lehnte das Vorhaben ab.
Also wurden auch die 130'000 Fran-
ken aufgrund von Sparmassnah-
men aus dem Budget gekippt. So-
mit existieren diesbezüglich nur ru-
dimentäre Empfehlungen des Kan-
tons von 2012. Neben Geld braucht
es für eine stadtweite Einheitsvor-
bereitung aufs Gymi also auch eine
gesetzliche Grundlage. mth

Aktuell besteht keine gesetzliche Grundlage, wie begabte Schüler auf die Aufnahme-
prüfung ans Gymnasium vorbereitet werden sollen. Symbolfoto: Christian Schwier/stock.adobe.com

WEGA muss politisch
legitimiert sein
Die geltende Gemeindeordnung
bestimmt, dass neue einmalige Aus-
gaben für einen bestimmten Zweck
bis 300'000 Franken ohne Spezial-
beschluss des Parlaments übers
Budgetbewilligtwerdenkönnen.Für
neue jährlich wiederkehrende Aus-
gaben beträgt diese Limite 30'000
Franken. WEGA bringt neue Stellen
und Ausgaben von 2,1 Millionen
Franken. Der Stadtrat wollte diesen
Betrag allein über das Budget 2020
bewilligen lassen – dies mit mage-
ren Fusszeilen begründet und über
das ganze Schulbudget unüber-
sichtlich verteilt. Eine Mehrheit des
Parlaments lehnte dies mit der Be-
gründung ab, dass dem Parlament
zum Projekt WEGA eine Vorlage zu
unterbreiten sei. Informationen in
der Kommission, ohne Gelegenheit
für Fragen und politischem Dis-
kurs, reichen bei einem so bedeu-
tenden Projekt nicht aus. Diesen
korrekten Weg hätte Stadtrat Jürg
Altwegg von Beginn weg rechtzeitig
gehen können.
Mit den inhaltlichen Punkten sind
wir uns mit Beat Gruber einig: Eine
rasche Integration von Schüler und
Schülerinnen in die regulären Klas-
sen ist wichtig und richtig. Die ein-
gesetzten Mittel müssen entspre-
chend bei und Schülern ankom-
men und die Verwaltungskosten so
tief wie möglich gehalten werden.
Genau deshalb ist es politisch un-
klug, dem Parlament keine gestalt-
bare Vorlage unterbreiten zu wol-
len. Annetta Steiner, Urs Hofer,

Thomas Wolf, Iris Kuster
Gemeinderatsfraktionen

GLP, FDP, SVP, CVP

Die Leserbriefe beziehen sich auf den
Leserbrief von Beat Gruber zum
Projekt Wega in der «Winterthurer
Zeitung» vom 9. Januar.
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